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reiSeKoSTenerSTaTTunG

Erfolg mit Nebenwirkungen
reisekosten: ein langjähriger Kampf der GeW für die Kolleginnen und 

Kollegen kommt zu einem erfolgreichen ende. Schulen in einkommens-

schwachen Stadtteilen sind jedoch in Zukunft schlechter gestellt

Zunächst die gute Nachricht: 
Seit Jahren kämpft die GEW 
dafür, dass das Hamburger Rei-
sekostengesetz (HmbRKG) auch 
auf Lehrerinnen und Lehrer der 
FHH angewandt wird. Genau 
wie alle anderen Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes haben 
auch diese Beschäftigten ein 
Anrecht darauf, dass die Kosten, 
die im Rahmen einer genehmig-
ten Dienstreise entstehen, vom 
Dienstherrn beglichen werden. 
Zum 1.3.2016 erscheinen nun 
Änderungen, die dazu führen, 
dass die Forderung der vollstän-
digen Erstattung der Reisekosten 
umgesetzt werden: die Neufas-
sung der „Richtlinie Schulfahr-
ten“ und die „Bestimmungen zur 
Erstattung von Reisekosten auf 
Schulfahrten“.

Zur Historie
Kolleginnen und Kollegen 

an Schulen bekamen trotz der 
eindeutigen Regelung des Hm-
bRKG vom 21. Mai 1974, dass 
der Dienstherr die Reisekosten 
der Beschäftigten übernehmen 
muss, ihren Anspruch in der 
Praxis in der Regel nicht durch-
gesetzt. 

Ein Kollege hatte 2013 mit 
Unterstützung der GEW Wi-
derspruch gegen die auf einen 
Höchstbetrag begrenzte Reise-
kostenerstattung eingelegt. Im 
August 2013 wurde dem Wider-

spruch seitens der BSB stattge-
geben und der Kollege erhielt 
die vollen ihm bei der Klassen-
reise entstandenen Kosten er-
stattet. Als Folge davon konnten 
Kolleginnen und Kollegen von 
dieser Entscheidung proitieren, 
jedoch nur, wenn sie sich selbst 
die Mühe machten, Widerspruch 
einzulegen. Dies war ein erster 
kleiner Erfolg, aber nicht das 
Ziel, das die GEW erreichen 
wollte.

Die Gewerkschaft wurde in 
ihrer Auffassung vom Gesamt-
personalrat unterstützt, dass die 
Regelungen des Gesetzes für 
alle Beschäftigten gelten, und 
zwar ohne darum durch Wi-
derspruch kämpfen zu müssen. 

Die Neuerungen
Auch auf Grund des Druckes 

durch alle aktiven Gewerkschaf-
terinnen und Gewerkschafter hat 
die BSB sich entschlossen zum 
1.3.2016 die folgenden Ände-
rungen vorzunehmen: 

Die BSB unterscheidet in 
„plichtmäßige“ und „freiwilli-
ge“ Fahrten. Schülerinnen und 
Schüler haben in Hamburg einen 
Anspruch auf eine Klassenfahrt 
in der Grundschule und drei an 
weiterführenden Schulen (zwei 
in Sek I und eine in Sek II). Hier-
bei handelt es sich um „plicht-
mäßige“ Fahrten. „Freiwillige“ 
Fahrten sind alle weiteren, die 

über die Plichtfahrten hinaus-
gehen: Kennenlernfahrt, Aus-
tausch, Projektfahrt etc.

Der Höchstkostensatz für 
Plichtfahrten ist neu berechnet 
worden: Die Zuweisungen an 
die Schule werden sich ab dem 
1.3.2016 anders bemessen als 
bisher: Pro Klasse und Plicht-
fahrt gibt es zwei Begleitperso-
nen. Die Schule bekommt den 
in der „Richtlinie Schulfahrt“ 
ausgewiesenen Höchstbetrag 
für zwei Begleitpersonen pro 
Plichtfahrt. 

Bei der Antragstellung auf 
Genehmigung einer Schulfahrt 
ist der Schulleitung ein Kosten-
plan vorzulegen, der alle Fahrt-, 
Übernachtungs-, Verplegungs- 
und Nebenkosten umfasst. Die 
„Bestimmungen zur Erstattung 
von Reisekosten für Schulfahr-
ten“ sind eindeutig: Die von der 
Schulleitung genehmigten Kos-
ten sind in vollem Umfang zu 
bezahlen.

Den begleitenden Lehrkräf-
ten werden also die geneh-
migten Fahrtkosten in vollem 
Umfang erstattet, gleiches gilt 
für die Übernachtungskosten. 
Notwendige Eintrittsgelder etc. 
werden gegen Vorlage der ent-
sprechenden Nachweise eben-
falls erstattet. Wichtig ist dabei, 
dass sie nur dann als notwendig 
gelten, wenn die konkrete Ak-
tivität vor Antritt der Fahrt aus-

Klassenstufe Höchstkostensätze neu Anzahl der Fahrten

Klassen 1 bis 4 220 1x

Sekundarstufe I Klassen 5 und 6 275 2x

Klassen 7 bis 10 350

Sekundarstufe II 450 1x
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drücklich genehmigt worden ist.  
Verplegung soll zusammen mit 
den Schüler_innen eingenom-
men werden, die entstehenden 
Kosten werden ebenfalls ersetzt. 
Ein Anspruch auf Tagegeld be-
steht daher jedoch nicht, er kann 
im Einzelfall nur dann in Be-
tracht kommen, wenn eine ge-
meinsame Einnahme der Mahl-
zeiten unmöglich ist.

Diese Bestimmungen gelten 
auch für „freiwillige“ Fahrten 
(etwa im Rahmen von Schulpart-
nerschaften oder Austauschen). 
Die Schule übernimmt die 
Lehrerreisekosten in dem Um-
fang des von der Schulleitung 
genehmigten Kostenplans. Die 
Gelder werden der Schule aber 
nicht gesondert zugewiesen. Die 
Schule muss diese durch Um-
schichtung innerhalb des SBF 
(Selbstbewirtschaftungsfonds) 
tragen. Die Schule legt bei den 
„freiwilligen“ Fahrten die Höhe 
der Reisekosten selbst fest. 
Auch hier ist aber klar, dass den 
begleitenden Lehrkräften alle 
genehmigten und notwendigen 
Kosten erstattet werden.

Ist jetzt alles gut?
Damit verschärft sich die 

Situation an Schulen in be-
nachteiligten Stadtteilen. Die 
Schulleitungen sehen sich ge-
zwungen, ein möglichst breites 
Angebot an sog. „freiwilligen“ 
Schulfahrten zu machen. Eben-
so verbergen sich hinter diesen 
Aktivitäten für Schülerinnen und 
Schüler besondere Chancen, au-
ßerhalb des Klassenzimmers zu 
lernen. Die Lehrerreisekosten 
für Austausche, Projektfahrten 
oder ähnliches müssen aus dem 
SBF der Schulen querinanziert 
werden, ohne dass es eine be-
sondere Zuweisung durch die 
BSB gibt. Schulen in einkom-
mensschwachen Stadtteilen 
werden benachteiligt sein. Die 
Lehrerreisekosten wurden bis-
lang dadurch beglichen, dass die 
Kolleginnen und Kollegen die 
Freiplätze für sich nutzten. Dies 
ist allerdings nicht gestattet, was 

durch die sehr eindeutige Neure-
gelung für die Annahme von Be-
lohnungen und Geschenken seit 
diesem Schuljahr noch einmal 
ausdrücklich klargestellt wurde. 
Die Schulvereinstöpfe an Schu-
len in benachteiligten Stadtteilen 
sind schwach bestückt. Es ist 

fraglich, ob sie die Reisekosten 
vieler Schülerinnen und Schüler 
vor- oder mitinanziert können. 

luCie KuHSe, Mitglied des

Geschäftsführenden ausschuss (Ga)

anKe beYer, GeW-rechtsreferentin

Am 22.3.2016 stellt Dr. Hans-Peter de Lorent sein neues 
Buch „Täterproile. Die Verantwortlichen im Hamburger 
Bildungswesen unterm Hakenkreuz“ vor.

Ort: Aula der Ida-Ehre Stadtteilschule, 17 Uhr.

Es sprechen: Christa Goetsch (Senatorin a.D.), Thorsten 
Altenburg-Hack (Landesschulrat) und Joachim Geffers (Re-
daktionsleiter der Hamburger Lehrerzeitung). Moderation Dr. 
Rita Bake (Landeszentrale für politische Bildung)

Das Buch enthält etwa 70 Biograien und 30 biograische 
Notizen sowie eine kompakte Darstellung der unvollende-
ten Praxis der Entnaziizierung in Hamburg, insgesamt 808 
Seiten mit einem Geleitwort von Prof. Joist Grolle und Be-
gleitworten von Uwe Storjohann und Ralph Giordano. Das 
Buch erscheint bei der Landeszentrale für politische Bildung 
Hamburg.

Die Verantwortlichen im 

Hamburger Bildungswesen 

unterm Hakenkreuz
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